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de notre commerce extérieur, qui est cependant une des plus grosses parts de la 
solution de la question sociale chez nous. Ce n’est pas gai1.

1. L e Conseil fédéral décide le 24 ju ille t 1896 / . . . /ke inerle i  Schritte zu thun, welche L i-Hung 
Tschang zum Besuche der Schweiz veranlassen könnten, sondern zu gewärtigen, ob derselbe 
den diesfälligen Wunsch den  Bundesbehörden förmlich und officiell zur Kenntnis bringt, für 
welchen Fall weitere Beschlussfassung Vorbehalten werde (E  1 0 0 4 /1 /1 8 6  n" 3604).
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Le Chef du Département du Commerce, de l ’Industrie et de l ’Agriculture,
A. Deucher, au Conseil fédéral

P Vertrag mit Japan Bern, 17. Juli 1896

Der Antrag des Handelsdepartements vom 8. dies.1 über die Unterhandlun­
gen zum Abschluss eines neuen Freundschafts- Handels- und Niederlassungs­
vertrages mit Japan, ist zu näherer Berichterstattung über den die Inkraftsetzung 
des Vertrages betreffenden Artikel XV des Entwurfes, ans Departement zurück­
gewiesen worden.

Wir sind im Falle, folgende Aufschlüsse zu geben:
Japan beabsichtigt mit seiner Vertragsrevision hauptsächlich 2 grosse Ä nde­

rungen: die Erhöhung der Zölle und die Aufhebung der Konsularjurisdiktion 
der fremden Mächte.

Die alten Verträge, die diesen japanischen Reformen entgegenstehen, sind 
auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und lauten alle ungefähr gleich. Sie müssen 
samt und sonders durch neue Verträge ersetzt sein, bevor der japanische Zollta­
rif erhöht und die allgemeine japanische Gerichtsbarkeit proklamiert werden 
kann.2 Gegenwärtig sind z. B. ausser dem unsrigen noch die Verträge mit Frank­
reich, Österreich-Ungarn, Spanien etc. zu revidieren. So lange auch nur einer 
dieser alten Verträge nicht ersetzt ist, muss wegen der Meistbegünstigungsklau­
sel zugunsten des betreffenden sowohl als aller ändern Vertragsstaaten der alte, 
niedrige Tarif und die Konsularjurisdiktion aufrecht erhalten werden.3

1. Cf. n° 214.
2. L e  Conseil fédéral décide le 21 ju ille t 1896: Nach Einsicht eines einlässlichen Berichts des 
Departements wird beschlossen: 1) Es sei mit dem japanischen Gesandten in U n te rhand lun ­
gen zum Zwecke des Abschlusses eines neuen Freundschafts-, Niederlassungs- und H andels­
vertrages mit Japan einzutreten. 2) Die Unterhandlungen seien im Sinne des vom H andelsde­
partement vorgelegtcn Instruktionsentwurfs zu führen. 3) Der Chef des H andelsdepartem ents 
sei mit der Führung der U nterhandlungen beauftragt, und es sei demselben die nötige Voll­
macht zu erteilen.
3. L e  Conseil fédéral décide le 21 ju ille t 1896: [...] 1) Es sei mit dem japanischen G esandten  in 
Unterhandlungen zum Zwecke des Abschlusses eines neuen Freundschafts-, Niederlassungs­
und Handelsvertrages mit Japan  einzutreten. 2) Die U nterhandlungen  seien im Sinne des vom 
H andelsdepartem ent vorgelegten Instruktionsentwurfs zu führen. 3) D er Chef des H andelsde­
partements sei mit der Führung der U nterhandlungen  beauftragt, und es sei demselben die 
nötige Vollmacht zu erteilen. (E  1004 1 /186)
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Die japanische Regierung muss also ihre Vertragsrevision vollständig beendi­
gen, bevor sie einen einzigen der schon abgeschlossenen neuen Verträge in Kraft 
setzen kann. Wann sie diese Revision beendigt haben wird, kann natürlich nicht 
zum voraus genau bestimmt werden; auch weiss sie noch nicht genau, wann sie 
ihre neuen Gesetzbücher, auf Grund welcher die Jurisdiktion über die Fremden 
ausgeübt werden soll, fertigstellen und in Wirksamkeit setzen kann. Sie nimmt 
das Jahr 1899 in Aussicht; es kann aber auch noch länger dauern. Sie behält sich 
deshalb vor, den Moment der Inkraftsetzung von dem im Vertrag genannten frü ­
hesten Termin an, selbst zu bestimmen. Nach dem gewöhnlichen Gang der Dinge 
bei Vertragsabschlüssen würde für die Inkraftsetzung ein möglichst kurzer Ter­
min vereinbart. Im vorliegenden Falle ist Japan genötigt, noch verschiedene 
Jahre verstreichen zu lassen. Im Vertrage wird bestimmt, dass die Inkraftsetzung 
in keinem Falle vordem 16.Juli 1899, (nach einjähriger Notifikation), erfolgen 
dürfe. Diese Hinausschiebung ist natürlich ganz im Interesse der Schweiz; denn 
so lange geniesst sie namentlich den Vorteil des alten niedrigen Vertragstarifs 
(meistens 5% vom Wert). Dass es unter diesen Verhältnissen in das Belieben der 
japanischen Regierung gestellt ist, das Datum der Inkraftsetzung von dem im 
Vertrag festgesetzten frühesten Termin an selbst zu bestimmen, hat selbstver­
ständlich nichts gegen sich was unserer Würde Eintrag täte. Die gleiche Bestim­
mung ist übrigens auch von Grossbritannien, Deutschland, Russland, Italien, 
Belgien etc. angenommen worden.
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L. Rambert au Président de la Confédération et Chef du Département politique,
A. Lachenal

L Constantinople, 5 août 1896

J ’ai bien reçu en son temps la lettre que vous m’avez fait l’honneur de 
m’adresser en date du 16 mai dernier1 ainsi que la note et les copies des pétitions 
des colonies suisses d ’Egypte qui l’accompagnaient.2 Un séjour à Paris d ’où je ne 
suis rentré que le 25 juillet m ’a empêché de m ’occuper plus tôt de cette intéres­
sante question.

Dès mon retour j ’ai écrit à M.Simond, président de la colonie suisse 
d ’Alexandrie, pour obtenir de lui les documents relatifs aux études faites par nos 
compatriotes, et au programme qu’ils ont soumis au Conseil fédéral. Je me pro­
pose de répondre à la confiance que vous voulez bien me témoigner en conti-

1. Non reproduite.
2. Cf. E 2/1320.
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